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gAuf die Zeitungsanzeige eines Immobilienmak-

lers hin bewirbt sich Hannah Völker um die ausge-

schriebene Zweizimmerwohnung. Sie besichtigt die Woh-

nung und schließt mit der Vermieterin Anja Karlsson den 

Mietvertrag ab. Danach stellt ihr der Makler seine Provi-

sion in Rechnung, obwohl ihn die Vermieterin beauftragt 

hat. Muss Hannah Völker die Provision zahlen? Mehr dazu 

ab Seite 11.

welche Bedeutung der vom Vermie-
ter vorzulegende Energieausweis 
hat  ■ Seite 8

auf welche Details Sie bei der Woh-
nungsbesichtigung wegen des Energie-
verbrauchs achten sollten  ■ Seite 10

wer die Provision zahlen muss, wenn 
ein Makler die Wohnung vermittelt ​
■ Seite 11

In diesem Kapitel erfahren Sie,

wie hoch die Maklerprovision sein 
darf  ■ Seite 14

auf was Sie achten müssen, wenn 
Abstands- oder Ablösezahlungen verein-
bart werden sollen  ■ Seite 16

dass Sie bereits bezahlte unzuläs-
sige Vertrags- und Bearbeitungs
gebühren wieder zurückverlangen 
können  ■ Seite 17

Was Sie schon vor Abschluss 
des Mietverhältnisses tun 
können
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Wie Sie hohe Energie­
kosten vermeiden

Bei der Suche nach einer passenden Woh-
nung sollten Sie sich nicht zuletzt auch über 
die zu erwartenden Energiekosten informie-
ren. Diese machen vor allem bei nicht sanier-
ten Gebäuden einen immer größeren Teil der 
Wohnkosten aus.

Bei der Orientierung hilft der Energieaus-
weis für Wohngebäude, der anhand verschie-
dener Kennziffern Aufschluss über die Ener-
gieeffizienz des Hauses gibt.

Darüber hinaus sollten Sie bei der Woh-
nungsbesichtigung auch auf weitere Details 
achten, die für den Energieverbrauch und die 
zu erwartenden Energiekosten von Bedeu-
tung sind.

a Das ist wichtig:  Achten Sie dar-
auf, dass der Vermieter Sie nicht mit 

niedrigen Betriebskostenvorauszahlungen 
»lockt« und Ihnen eine preiswerte Woh-
nung vorspiegelt. Als Mieter können Sie 
nicht darauf vertrauen, dass die vereinbar-
ten Vorauszahlungen ausreichen, um die 
abzurechnenden Kosten zu decken.
Lassen Sie sich gegebenenfalls die Vor-
jahresabrechnungen zeigen. Beim örtli-
chen Mieterverein können Sie auch den 
Betriebskostenspiegel des Deutschen Mie-
terbundes einsehen und sich ein Bild über 
die realistische Höhe der Betriebskosten 
machen.

Der Energieausweis

Wer eine Wohnung vermieten möchte, 
braucht einen Energieausweis. Gesetzliche 
Grundlage ist das Gebäudeenergiegesetz. Das 
Dokument soll Mietinteressenten über die 
energetischen Kennwerte und die daraus re-
sultierenden Treibhausgasemissionen des 
Gebäudes informieren. Den Energieausweis 
müssen Vermieter aber nur bei einem Nut-
zerwechsel vorlegen. Solange sie ihr Wohn-
eigentum selbst nutzen oder nicht neu ver-
mieten, brauchen sie keinen Energieausweis. 
Mieter in bestehenden Mietverhältnissen ha-
ben daher keinen Anspruch, den Energieaus-
weis einzusehen.

Spätestens bei der Wohnungsbesichtigung 
muss Mietinteressenten der Energieausweis 
oder eine Kopie hiervon vorgelegt werden. 
Dieser Pflicht genügt der Vermieter, wenn er 
den Ausweis während der Besichtigung deut-
lich sichtbar aushängt oder auslegt. Findet 
keine Besichtigung statt, müssen Vermieter 
oder Wohnungsvermittler den Energieaus-
weis oder eine Kopie hiervon spätestens dann 
unverzüglich vorlegen, wenn der potenzielle 
Mieter sie hierzu auffordert. Spätestens beim 
Abschluss des Mietvertrags muss der Vermie-
ter das Original oder eine Kopie des Auswei-
ses dem Mieter übergeben. Andernfalls be-
geht er eine Ordnungswidrigkeit und riskiert 
ein Bußgeld.

Wird vor der Vermietung einer Wohnung 
eine Immobilienanzeige geschaltet und liegt 
zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vor, 
so hat der Vermieter oder der Immobilienmak-
ler  – je nachdem, wer die Veröffentlichung 
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1verantwortet – sicherzustellen, dass in dieser 
die folgenden Angaben aus dem Dokument 
verpflichtend enthalten sind:

	▸ die Art des Energieausweises: Ener-
giebedarfsausweis oder Energiever-
brauchsausweis,

	▸ der Endenergiebedarf oder der End-
energieverbrauch für das Gebäude,

	▸ die wesentlichen Energieträger für die 
Heizung des Gebäudes,

	▸ Baujahr und

	▸ Energieeffizienzklasse.

Der Energieausweis dokumentiert den ener-
getischen Ist-Zustand eines Gebäudes. Er ent-
hält allgemeine Angaben zum Haus, zu den 
verwendeten Heizstoffen (zum Beispiel Gas, 
Holzpellets oder Strom) sowie die Energie-
kennwerte des Gebäudes. Neuere Ausweise 
für Wohngebäude führen darüber hinaus, 
ähnlich wie bei Elektrogeräten, eine Energie-
effizienzklasse von A+ bis H auf.

a Das ist wichtig:  Die Kosten für 
die Erstellung eines Energieauswei-

ses können einem Mieter nicht als Be-
triebskosten berechnet werden.

Es ist zwischen dem verbrauchsorientier-
ten und dem bedarfsorientierten Energie-
ausweis zu unterscheiden. Diesen Ausweisen 
liegen unterschiedliche Bewertungsverfah-
ren zugrunde. Vereinfacht ausgedrückt un-
terscheiden sich die beiden Ausweisarten 
wie folgt:

	▸ Beim Bedarfsausweis werden die 
Kennwerte für den Energiebedarf rech-
nerisch auf der Grundlage von Bau-
jahr, Bauunterlagen (Gebäudetyp, Ad-
resse, Anzahl der Wohnungen und 
Gesamtwohnfläche), den technischen 
Gebäude- und Heizungsdaten und un-
ter standardisierten Rahmenbedin-
gungen (Klimadaten, Nutzerverhalten, 
Raumtemperatur) bestimmt. Die be-
rechneten Kennwerte sind unabhängig 
vom individuellen Heiz- und Wohn-
verhalten der Menschen, die in der 
Wohnung leben.

	▸ Für den Verbrauchsausweis müs-
sen ebenfalls die üblichen Gebäude-
daten, vor allem aber die Verbrauchs-
daten der letzten drei Jahre vorliegen. 
Hierzu gehören das Anfangs- und 
Enddatum der drei Abrechnungszeit-
räume. Längere Leerstände während 
dieser Zeit sollten berücksichtigt wer-
den. Wichtig ist zudem, ob der Ener-
gieverbrauch für Warmwasser in den 
Verbrauchsdaten enthalten ist oder ob 
das Wasser dezentral, beispielsweise 
über elektrische Boiler oder Durch-
lauferhitzer, erwärmt wird. Aus den 
Heizkostenabrechnungen oder ande-
ren geeigneten Verbrauchsmessungen 
werden die Kennwerte für den Ener-
gieverbrauch des gesamten Gebäudes 
ermittelt. Die Kennwerte sind abhän-
gig vom individuellen Heiz- oder auch 
Lüftungsverhalten der dort Wohnen-
den und davon, wie oft sie anwesend 
sind. Leerstände im Gebäude oder die 
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Gesamtnutzfläche werden manchmal 
nicht richtig erfasst. Das kann die Er-
gebnisse verfälschen.

a Das ist wichtig:  Grundsätzlich 
ist der Bedarfsausweis als sehr viel 

höherwertiger einzuschätzen als der Ver-
brauchsausweis, denn hier erfolgt eine ob-
jektive Berechnung des Energiebedarfs 
durch Fachleute. Der Verbrauchsausweis 
gibt den Energieverbrauch der letzten drei 
Jahre für Heizung und Warmwasser der 
Gebäudenutzer wieder. Er stellt also den 
tatsächlichen Energieverbrauch je Qua-
dratmeter fest. Diese Form des Energie-
ausweises steht daher in enger Abhängig-
keit zum individuellen Nutzerverhalten. 
Über den eigentlichen Zustand des Ge-
bäudes kann also ein sparsames und sehr 
energiebewusstes Nutzerverhalten hin-
wegtäuschen.

Bei der Erstellung eines Energieausweises 
müssen die gesetzlichen Vorgaben einge-
halten werden. Vor allem, wenn ein Energie-
ausweis von einem Onlineanbieter vorge-
legt wird, sollten Mietinteressenten darauf 
achten, dass diese die Anforderungen an die 
Qualifikation des Ausweisausstellers erfül-
len und mit realen Gebäudedaten gearbeitet 
wird. Sind die Angaben zum Energiebedarf 
oder -verbrauch grob fehlerhaft, kann dem 
Mieter Schadensersatz zustehen, wenn er die 
Wohnung auch wegen der günstigen Werte 
angemietet hat.

Bei der Wohnungsbesichtigung

Wer eine Wohnung mieten will, sollte sich 
im Hinblick auf zu erwartende Energiekos-
ten nicht nur auf den Energieausweis verlas-
sen. Sinnvoll ist es, bereits bei der Wohnungs-
besichtigung auf bestimmte Details zu achten 
oder gezielt danach zu fragen.

Wichtig ist eine ausreichende Wärmedäm-
mung der Außenwände, der Kellerdecke und 
(bei einem ausgebauten Dachgeschoss) auch 
der obersten Geschossdecke beziehungsweise 
des Dachstuhls. Die Fenster sollten isolierver-
glast, besser noch wärmeschutzverglast sein. 
Auch die Art der Heizung beziehungsweise der 
eingesetzte Brennstoff beeinflusst die Ener-
giekosten maßgeblich.

Wird die Heizungsanlage mit fossilen 
Brennstoffen (Gas, Öl, Fernwärme) beheizt, 
müssen Sie mit steigenden Energiepreisen 
rechnen. Unabhängiger sind Sie, wenn er-
neuerbare Energieträger (zum Beispiel Holz-
pellets, Erdwärme, Solar, Fotovoltaik) zum 
Einsatz kommen. Mehr Heizenergie wird be-
nötigt, wenn die Wohnung großflächig an Au-
ßenwände oder an unbeheizte Gebäudeteile 
grenzt. Besser ist immer eine von beheizten 
Räumen umgebene Wohnung.

Bei häufigem und hohem Warmwasser-
verbrauch ist die zentrale Erwärmung kosten-
günstiger. Bei niedrigem Warmwasserbedarf 
dagegen kann eine elektrische Erwärmung 
durch moderne, elektronisch geregelte Durch-
lauferhitzer die günstigere Variante sein.
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1Die Kosten einer 
Wohnungsvermittlung

Häufig werden es Mietinteressenten bei der 
Wohnungssuche mit einem Makler zu tun ha-
ben – entweder weil der Vermieter ihn einge-
schaltet hat oder sie diesen selbst beauftragt 
haben. Nicht alle Unternehmen, die vorgeben, 
Wohnungen zu vermitteln, arbeiten seriös. 
Wie überall sind auch bei den Wohnungsver-
mittlern Geschäftemacher am Werk, die keine 
akzeptable Gegenleistung erbringen. »Makler« 
ist zudem keine geschützte Berufsbezeich-
nung. Im Prinzip kann sich jeder, der ein ent-
sprechendes Türschild an seinem Büro an-
schraubt, so nennen.

Vorsicht ist insbesondere dann geboten, 
wenn der Vermittler vorab Geld verlangt. Und 
ganz wichtig: Seit 2015 gilt bei der Wohnungs-
vermittlung das sogenannte Bestellerprinzip, 
also wer bestellt, zahlt auch.

Wann Sie eine Maklerprovision 
zahlen müssen

Wenn bei der Wohnungsvermittlung ein Mak-
ler eingeschaltet ist, findet zu Ihrem Schutz 
das Wohnungsvermittlungsgesetz (Wo-
VermRG) Anwendung. Dem Wohnungsver-
mittler steht nur dann Anspruch auf eine 
Vermittlungsgebühr von Ihnen als Woh-
nungssuchendem zu, wenn (§ 2 Abs. 1 Wo-
VermRG)

	▸ Sie den Makler beauftragt haben,

	▸ der Makler ausschließlich aufgrund 
dieses Auftrags tätig wird,

	▸ zwischen Ihnen und dem Makler in 
Textform ein Maklervertrag zustande 
gekommen ist und

	▸ der Makler eine Wohnung beschafft, 
über die anschließend ein Mietvertrag 
zustande kommt.

Für Maklerverträge zur Wohnungsvermittlung 
gilt seit dem 1. Juni 2015 das sogenannte Be-
stellerprinzip: Wer den Makler bestellt, muss 
zahlen. Wird der Makler für Sie als Wohnungs-
suchenden tätig, so muss zunächst ein Ver-
trag in Textform geschlossen werden (zum 
Beispiel schriftlich oder per E-Mail). Darauf-
hin muss der Makler ausschließlich auf der 
Grundlage dieses Suchauftrags nach einer 
passenden Mietwohnung Ausschau halten.

Der Makler muss also nach Abschluss des 
Maklervertrags ein Vermietungsangebot ein-
holen. Er muss entweder eine Wohnung nach-
weisen (in der Regel durch die Angabe des 
Namens und der Anschrift des Vermieters) 
oder eine Wohnung vermitteln, das heißt so 
auf den Vermieter einwirken, dass ein Ver-
tragsabschluss zustande kommt (zum Bei-
spiel durch Verhandlungen mit dem Ver-
mieter). Die Maklerprovision ist also eine 
Erfolgsprovision; solange kein Mietvertrag 
zustande kommt, besteht auch kein Provisi-
onsanspruch (§ 2 Abs. 1a WoVermRG). Konkret 
gilt Folgendes:
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	▸ Wer eine Wohnung sucht und sich 
dazu auf ein Inserat hin bei einem 
vom Vermieter beauftragten Makler 
meldet, muss keine Maklerprovision 
entrichten.

	▸ Der Vermieter ist auch dann »Bestel-
ler«, wenn Sie zum Zweck der Woh-
nungssuche einen Vermittlungs-
vertrag geschlossen haben, und der 
Wohnungsvermittler ein Wohnungs-
angebot des Vermieters aus der Schub-
lade zieht. Der Mieter muss auch keine 
Provision zahlen, wenn er beim Ter-
min zur Wohnungsbesichtigung ei-
nen Maklervertrag unterschreibt. 
Denn für diese Wohnung hatte der 
Makler längst den Auftrag des Vermie-
ters.

	▸ Ein Makler hat eine Wohnung nicht 
nachgewiesen oder vermittelt, wenn 
der Mietinteressent die Wohnungsad-
resse schon vorher kannte (zum Bei-
spiel, weil er vom Vormieter wusste, 
dass ein neuer Mieter gesucht wird).

	▸ Provisionspflichtig werden Woh-
nungsinteressierte erst dann, wenn 
der Vermittler in deren Auftrag eine 
Anzeige schaltet und sich ein Vermie-
ter daraufhin mit einer passenden 
Mietwohnung meldet und ein Miet-
vertrag zustande kommt. Keine Pro-
visionspflicht besteht aber, wenn ein 
solcher Mietvertrag wegen eines Form-
mangels oder wegen Sittenwidrigkeit 
unwirksam ist oder der Mietvertrag 
wegen Irrtums oder arglistiger Täu-
schung angefochten wird.

cSo entschieden die 
Gerichte:  Die Vereinbarung 

eines Maklerlohns mit dem Woh­
nungssuchenden ist unwirksam, wenn 
der Makler bereits vor dem Vertrags­
abschluss mit dem Wohnungssu­
chenden vom Vermieter den Auftrag 
eingeholt hatte, dessen Wohnung 
anzubieten (AG Freiburg, Az. 5 C 
1869/16).
Die vertragliche Leistung des Maklers 
ist dann erbracht, wenn ein entspre­
chender Mietvertrag zwischen den Ver­
tragsparteien zustande gekommen ist. 
Wird der Mietvertrag nicht vollzogen 
(zum Beispiel, weil er nach kurzer Zeit 
gekündigt oder einvernehmlich aufge­
hoben wird), muss der Makler die Pro­
vision nicht zurückzahlen (BGH, Az. III 
ZR 45/05).

a Das ist wichtig:  Unwirksam ist 
eine Vereinbarung, durch die Woh-

nungssuchende verpflichtet werden, eine 
vom Vermieter geschuldete Provision zu 
zahlen. Das gilt insbesondere für eine Ver-
einbarung zwischen dem Vermieter und 
dem Mieter beim Abschluss des Mietver-
trags.

Wann Sie keine Maklerprovision 
zahlen müssen

Der Makler bekommt in keinem Fall eine 
Provision, wenn er eine Sozialwohnung ver-
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mittelt oder nachgewiesen hat (§ 2 Abs. 3 
WoVermRG). Entsprechendes gilt für eine 
Wohnung, die mit Aufwendungszuschüssen 
gefördert wurde. Ein Provisionsanspruch be-
steht auch nicht, wenn durch den Mietvertrag, 
den er vermittelt hat, ein Mietverhältnis über 
dieselben Wohnräume lediglich fortgesetzt, 
verlängert oder erneuert wird (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 
WoVermRG).

cSo entschieden die 
Gerichte:  Ein Verwalter darf 

auch dann keine Provision verlan­
gen, wenn der Wohnungsvermittler 
Gehilfe des Verwalters ist (BGH, Az. I 
ZR 38/17) oder wenn ein Angestellter 
des Maklers die Verwaltung der Woh­
nung übernommen hat (BGH, Az. III ZR 
5/03).
Der Verwalter einer Wohnungseigen­
tumsanlage, also der Eigentümerge­
meinschaft, kann aber eine Provision 
für die Vermittlung oder den Nachweis 
der Gelegenheit zum Abschluss eines 
Wohnungsmietvertrags verlangen. 
Bedingung ist, dass er lediglich die 
gesamte Wohnanlage betreut (BGH, 
Az. III ZR 299/02). Wenn er zusätzlich 
Verwalter der vermittelten Eigentums­
wohnung ist, steht ihm kein Provisi­
onsanspruch zu.

Ein Makler hat keinen Anspruch auf eine Ver-
mittlungsprovision, wenn der Mietvertrag 
über Wohnräume abgeschlossen wird, deren 
Eigentümer, Verwalter, Mieter oder Vermie-

ter der Makler ist (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 WoVermRG). 
Problematisch ist in diesem Zusammenhang 
der Begriff des Verwalters; es gibt nämlich 
den Hausverwalter, den Verwalter einer Ei-
gentumswohnung als Sondereigentum und 
den Verwalter einer Wohnungseigentums-
anlage als Gemeinschaftseigentum. Sowohl 
ein Hausverwalter als auch die Verwaltung 
einer Eigentumswohnung als Sondereigen-
tum kann für den Nachweis oder für die Ver-
mittlung einer Wohnung keine Provision ver-
langen.

Einen Anspruch auf Vermittlungsprovi-
sion hat ein Makler auch dann nicht, wenn der 
Mietvertrag über eine Wohnung abgeschlos-
sen wird, deren Eigentümer, Verwalter oder 
Vermieter eine juristische Person ist (zum 
Beispiel eine GmbH), an der der Wohnungs-
vermittler rechtlich oder wirtschaftlich be-
teiligt ist (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 WoVermRG). Keinen 
Provisionsanspruch kann also der Geschäfts-
führer einer Maklergesellschaft geltend ma-
chen, wenn er gleichzeitig Eigentümer der 
Wohnung ist.

Wie hoch darf die Provision 
sein?

Makler dürfen vom Wohnungssuchenden 
grundsätzlich nur zwei Monatsmieten Provi-
sion (zuzüglich Mehrwertsteuer) verlangen. 
Monatsmiete ist die Nettokaltmiete. Neben-
kosten, über die gesondert abgerechnet wird, 
bleiben bei der Berechnung der Monatsmiete 
unberücksichtigt (§ 3 Abs. 2 WoVermRG). Ver-
mittelt der Makler eine überteuerte Wohnung 
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1(zum Beispiel bei einem Verstoß gegen die 
Mietpreisbremse; siehe dazu Seite 24), wird 
die Maklerprovision nicht nach der vom Ver-
mieter geforderten, sondern nach der maxi-
mal zulässigen Miete berechnet.

Es ist dem Makler untersagt, Vorschüsse 
zu vereinbaren oder Vergütungen anderer 
Art (zum Beispiel Auslagenerstattungen oder 
Schreibgebühren) zu verlangen (§ 3 Abs. 3 
Satz 1 WoVermRG).

cSo entschieden die 
Gerichte:  Servicegebühren, 

Übergabegebühren und Verwaltungs­
pauschalen sind unzulässig. Diese Ge­
bühren können zurückgefordert wer­
den (BGH, Az. III ZR 153/09). Ebenfalls 
unzulässig sind Gebühren für durch­
geführte Objektbesichtigungen (LG 
Stuttgart, Az. 38 O 73/15 KfH und 38 O 
10/16 KfH).

Zulässig ist es, dass für nachgewiesene Aus-
lagen des Maklers, die eine Monatsmiete 
übersteigen, eine Erstattungspflicht für 
den Fall einer erfolgreichen Wohnungsver-
mittlung vereinbart wird (§ 3 Abs. 3 Satz 2 
WoVermRG).

Für den Fall, dass kein Mietvertrag zu-
stande kommt, kann eine Erstattung der nach-
weisbar entstandenen Auslagen vereinbart 
werden. Hierzu zählen dann nur der konkrete 
Aufwand für den bestimmten Vermittlungs-
auftrag (zum Beispiel Porto, Telefongebühren, 
Reisekosten, Kosten für Inserate), nicht da-
gegen Gemeinkosten wie beispielsweise Bü-

romiete oder Personalkosten (§ 3 Abs. 3 Satz 3 
WoVermRG).

Wie Sie eine unzulässige 
oder überhöhte Provision 
zurückfordern
Wurde dem Makler ein ihm nicht zustehen-
des Entgelt bezahlt (zum Beispiel eine über-
höhte Provision oder eine Provision, ohne 
dass ein Mietvertrag zustande gekommen ist) 
oder wurden ihm unzulässige Auslagen erstat-
tet, können diese Zahlungen wieder zurück-
verlangt werden (§ 5 Abs. 1 WoVermRG). Der 
Anspruch auf Rückforderung der Provision 
verjährt in drei Jahren: Die Verjährungsfrist 
beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres 
zu laufen, in dem der Wohnungssuchende da-
von Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrläs-
sigkeit erlangt haben müsste, dass der Makler 
keinen Anspruch auf die Provision hat (§§ 195, 
199 BGB).
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Was sind Abstands-, was 
Ablösezahlungen?

Nicht selten ist bei der Anbahnung eines Miet-
verhältnisses von Abstands- und/oder Ablö-
sezahlungen die Rede. Dabei handelt es sich 
um Zahlungen, die vom Mieter als Gegenleis-
tung für das Freimachen der Wohnung durch 
den Vormieter beziehungsweise für die Über-
nahme von Einrichtungsgegenständen oder 
Inventarstücken entrichtet werden sollen.

Abstandszahlungen

Unter einer Abstandszahlung wird eine Zah-
lung des Nachmieters an den Vormieter mit 
dem Zweck verstanden, diesen zur Aufgabe 
der Wohnung zu bewegen (zum Beispiel in 
Form einer Auszugsprämie oder der Erstat-
tung der Maklerprovision). Dabei handelt es 
sich um eine Art Vermittlungsentgelt, das 
nur deshalb gezahlt wird, weil der Vormieter 
auszieht, ohne dass der Wohnungssuchende 
eine Gegenleistung erhält. Eine solche Verein-
barung ist unwirksam (§ 4a Abs. 1 Satz 1 Wo-
VermRG). Dabei ist gleichgültig, ob die Verein-
barung mit dem bisherigen Mieter, mit dem 
Vermieter oder einem sonstigen Dritten ge-
schlossen wird.

Wirksam ist eine Abstandsvereinbarung, 
nach der dem bisherigen Mieter die nach-
weislichen Kosten für den Umzug erstattet 
werden (§ 4a Abs. 1 Satz 2 WoVermRG). Hier-
unter fallen nicht nur die reinen Umzugskos-
ten (zum Beispiel Kosten für den Möbelspe-

diteur), sondern auch alle umzugsbedingten 
Aufwendungen wie etwa Maklerkosten oder 
Kosten für die Renovierung der alten oder der 
neuen Wohnung.

Ablösevereinbarung

Bei einer Ablösevereinbarung handelt es sich 
um einen Vertrag zwischen dem Wohnungs-
suchenden und dem Vermieter oder dem 
Vormieter, durch den sich der Nachmieter 
verpflichtet, Möbel oder andere Einrichtungs-
gegenstände (zum Beispiel eine Einbauküche) 
in der Wohnung vom Vermieter oder vom Vor-
mieter zu erwerben. Eine solche Vereinba-
rung kann sinnvoll sein, wenn zum Beispiel 
der Mieter die fast neue Küche des Vormie-
ters übernehmen will. Eine Ablösevereinba-
rung ist zulässig und im Zweifel unter der auf-
schiebenden Bedingung geschlossen, dass der 
Mietvertrag zustande kommt (§ 4a Abs. 2 Satz 1 
BGB). So ist der Wohnungssuchende recht-
lich geschützt, weil er sich auf eine derartige 
Vereinbarung regelmäßig nur dann einlassen 
wird, um die betreffende Wohnung anmieten 
zu können.

Die Vereinbarung über das Entgelt ist un-
wirksam, soweit dieses in einem auffälligen 
Missverhältnis zum Wert der Einrichtung oder 
des Inventars steht (§ 4a Abs. 2 Satz 2 BGB).
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1cSo entschieden die 
Gerichte:  Von einem auffälli­

gen Missverhältnis ist auszugehen, 
wenn der Kaufpreis mehr als 50 Pro­
zent über dem tatsächlichen Wert 
liegt. Bis zu dieser Höhe bleibt der 
Vertrag wirksam (BGH, Az. VIII ZR 
212/96).

Maßgebend ist in diesem Zusammenhang 
nicht der Zeitwert der Einrichtung, sondern 
deren Gebrauchswert, also der Wert, den die 
Einrichtung gerade in der Wohnung hat, fer-
ner auf den speziellen Nutzen der Gegen-
stände für den Erwerber (OLG Düsseldorf, 
Az. 14 U 117/96).

Dieselben Grundsätze gelten auch dann, 
wenn sich der Wohnungssuchende vertrag-
lich verpflichtet, Aufwendungen des Vormie-
ters zur Verbesserung der Mietsache (zum 
Beispiel Kosten von Modernisierungsarbei-
ten) zu erstatten.

Meist nicht zulässig: 
Vertrags- und 
Bearbeitungsgebühren
Gelegentlich finden sich in Mietverträgen, 
die dem Mieter zur Unterzeichnung vorgelegt 
werden, Klauseln wie: »Vereinbarungsgemäß 
zahlt der Mieter bei Vertragsabschluss an den 
Vermieter eine einmalige Bearbeitungsgebühr 
in Höhe von … Euro«.

cSo entschieden die 
Gerichte:  Eine solche Klau­

sel zur Bearbeitungsgebühr ist grund­
sätzlich in einer Individualverein­
barung zulässig und wirksam, wenn 
sie sich in einem angemessenen Rah­
men hält, nach überwiegender Mei­
nung (zum Beispiel LG Hamburg, 
Az. 307 S 144/08) dagegen ist sie in 
einem Standardmietvertrag, auch For­
mularmietvertrag genannt, nicht zu­
lässig.
Einige Gerichte (zum Beispiel AG Ham­
burg, Az. 37 B 298/98) halten Ver­
trags- und Bearbeitungsgebühren 
allerdings auch in einem Formular­
mietvertrag für zulässig. Unwirksam 
mangels Bestimmtheit ist in jedem 
Fall aber eine Vertragsklausel, die die 
Kosten nicht genau angibt, sondern 
die lediglich regelt, dass »Kosten und 
Abgaben, die mit dem Abschluss des 
Mietvertrags verbunden sind, zulasten 
des Mieters gehen« (OLG Celle, Az. 2 U 
200/88).

Für seine gesetzlichen Verpflichtungen darf 
der Vermieter kein besonderes Entgelt verlan-
gen. Die üblichen Verwaltungskosten für die 
Ausfertigung des Vertrages, Anlage der Miet-
sicherheit, Besichtigungstermin und anderes 
sind Bestandteil der eigentlichen Miete und 
bedürfen keiner gesonderten Zahlung durch 
den Mieter. Durch eine entsprechende Klau-
sel im Formularmietvertrag wird der Mieter 
unangemessen benachteiligt. Auch über die 
Betriebskostenabrechnung sind diese Verwal-
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tungskosten nicht umlagefähig, weil es sich 
dabei nach der Betriebskostenverordnung 
nicht um Betriebskosten handelt.

a Das ist wichtig:  Eine unzuläs-
sige oder überhöhte Zahlung können 

Sie als Mieter zurückverlangen. Der An-
spruch auf Rückforderung verjährt in drei 
Jahren: Die Verjährungsfrist beginnt mit 
dem Schluss des Kalenderjahres zu laufen, 
in dem Sie davon Kenntnis erlangt haben 
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangt ha-
ben müssten, dass der Vermieter keinen 
Anspruch auf die Zahlung hat.


